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Der erste Fürst Franz Josef von Liechtenstein-Preis geht nach Wien - Preisverleihung im Beisein des Landesfürsten am 15. Juni 

(mö) - Die erste Preisträgerin des 
Fürst Franz Josef von Liechtenstein-Prei­
ses ist gestern nachmittag an einer Presse­
konferenz im Landesmuseum bekanntge­
geben worden: Der mit 100 000 franken 
dotierte Preis geht an die Schwesternge­
meinschaft Caritas Socialis aus Wien. Die 
Preisverleihung wird am 15. Juni in An­
wesenheit S. D.  des Landesfürsten in Va­
duz erfolgen, wobei neben dem Präsiden­
ten der Preisjury, Altbundesrat Dr. Al­
fons Egli aus Ltizern, auch Altbundesprä­
sident Dr. Rudolf Kirchschläger aus 
Wien am Festakt teilnehmen und die 
Festrede halten wird. 

Aus Anlass des 50jährigen Regierungs­
jubiläums Seiner Durchlaucht des Regie­
renden Fürsten Franz Josef II. von und zu 
Liechtenstein hatte der Stiftungsrat der 
Fürst Franz Josef von Liechtenstein-Stif­
tung im Jahre 1988 zum ersten Mal in den 
Statuten vorgesehenen Preis ausgeschrie­
ben, und zWar für besondere Leistungen 
und Verdienste zugunsten der Familie als 
Grundzelle der menschlichen Gesell­
schaft. Wie S. D. Prinz Nikolaus, Präsi­
dent des Stiftungsrates, an der Pressekon­
ferenz betonte, sei man im Stiftungsrat 
der Ansicht gewesen, dass man mit der 
Preisvorgabe vor allem ein Zeichen für 
die Institution der Familie setzen wollte, 
die heute starken Veränderungen unter­
legen sei, aber eine zentrale Rolle in un­
serer Gesellschaft spiele. 

Keine leichte Aufgabe für Jury 
Unter dem Vorsitz von Altbundesrat 

Dr. Alfons Egli hatte eine international 
besetzte Preisjury aus zahlreich eingegan­
genen Preisvorschlägen dem Stiftungsrat 
- wie dies im Preisreglement bestimmt 
wird - einen Vorschlag von 3 Preiskandi­
daten unterbreitet. Aus diesen drei Kan­
didaten hat nun der Stiftungsrat der Fürst 
Franz Josef von Liechtenstein-Stiftung 
die Caritas Socialis aus Wien zur ersten 
Preisträgerin des Fürst Franz Josef von 
Liechtenstein-Preises gewählt. 

Dr. Egli betonte gestern vor den Pres­
severtretern, dass es für die fünfköpfige 
Jury keine leichte Aufgabe war, die drei 
Vorschläge zuhanden des Stiftungsrates 
zu benennen. Man habe rund 40 Organi­
sationen angefragt, Vorschläge von Ein­
zelpersonen oder Institutionen zu unter­
breiten, die Herausragendes im Dienste 
der Familie geleistet haben. Laut Dr. Egli 
sind etwa 40 Bewerbungen für den Preis 
eingegangen. Die Caritas Socialis, die 
heute run^470 Mitglieder vereint, be­
zeichnete aer Altbundesrat als ein 
«leuchtendes Beispiel selbstloser caritati-
ver Hilfe». 

Schwacher Franken kein 
Grund zur Panik 

Bern (AP) Die Schweizerische Natio­
nalbank (SNB) will dem schwachen 
Schweizer Franken nicht mit einer weite­
ren Verschärfung ihrer Geldpolitik unter 
die Arme greifen. Eine solche Politik 
könnte zwar einen kurzfristigem Beitrag 
zur Inflationsbekämpfung leisten, länger­
fristig müsste aber der Preis mit einer 
wachsenden Arbeitslosigkeit bezahlt wer­
den. Dies unterstrich SNB-Präsident 
Markus Lusser am Freitag an der Gene­
ralversammlung der Nationalbank in 
Bern. 
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Die Caritas Socialis ist eine Schwe­
sterngemeinschaft, die im Jahre 1919 von 
Frau Dr. Hildegard Burjan (1883 bis 
1933) in Wien gegründet wurde. Neben 
der Persönlichkeit und dem sozialen En­
gagement der Gründerin sind nach An­
sicht der Preisjury und des Stiftungsrates 
die vorbildlichen Leistungen dieser 
Schwesterngemeinschaft zum Schutze der 
Familie besonders zu würdigen. Die von 
der Caritas Socialis geleisteten Dienste 
erfassen die Familie in allen ihren - intak­
ten und gefährdeten - Erscheinungsfor­
men und reichen vom Engagement zum 
Schutze des ungeborenen Lebens bis zum 
Engagement für ein menschenwürdiges 
Sterben im Kreise der Familie. 

Schwester Hildegard Teuschl, General­
assistentin der Caritas Socialis, dankte 
gestern der Stiftung herzlich für diesen 
Anerkennungspreis, der nicht nur morali­
schen Auftrieb gebe, sondern auch neuen 
Mut für den Einsatz im Bereich dey Ster­
bebegleitung, der Hauskrankenpflege für 
Schwerstkranke. S. D. Prinz Nikolaus von Liechtenstein, Präsident des Stiftungsrates, gratuliert der 

(Ein Porträt der Schwesterngemein- Generalassistentin der Caritas Socialis, Sr. Hildegard Teuschl. Die Wiener Schwestern­
schaft Caritas Socialis finden Sie auf  Seite gemeinschaft ist zur ersten Trägerin des Fürst Franz Josef von Liechtenstein-Preises 
3 der heutigen Ausgabe.) gewählt worden. (Bild: Brigitt Risch) 

Die Eindämmung des Lärms als Umweltproblem 
Auch der Faktor Lärm wird in einem Rahmengesetz wie die Luftverschmutzung einzugrenzen versucht 

(G. M.) - Die Gesamtlärmbelastung ist 
in den letzten Jahren trotz den Fortschrit­
ten in der Lärmbekämpfung auf dem 
technischen Sektor angestiegen, wobei in 
erster Linie dafür der enorme Anstieg der 
Motorisierung und die Verbreitung tech­
nischer Geräte verantwortlich sind. Lärm 
gehört zu den Umweltproblemen, denen 
sich die Bevölkerung in zunehmendem 
Masse gegenübersteht. Lärm ist nicht zur 
Belästigung für einen kürzeren oder län­
geren Zeitraum, sondern kann von der 
Beeinträchtigung des Wohlbefindens bis 
zu gesundheitlichen Schädigungen 
führen. 

Die Forderung. nach Schaffung oder 
Erhaltung einer gesunden Umwelt, insbe­
sondere in den Wohn- und Erholungsge­
bieten, wird begleitet von den Forderun­
gen nach einem wirksamen Schutz vor 
dem Lärm. Den behördlichen Massnah­
men, die auf eine Senkung des Gesamt­
lärmpegels hinzielen, kommt als Priorität 
die Bekämpfung des Lärms an der Quelle 
zu. Bisher jedoch fehlten entsprechende 
gesetzliche Grundlagen, um die Lärmbe­
kämpfung nach dem modernsten Stand 
der Lärmbekämpfungstechnik durchset­
zen zu können. Inzwischen liegt als letz­
tes der verschiedenen Umweltschutzge­
setze auch ein Lärmgesetz im Entwurf 
vor, wie Regierungschef-Stellvertreter 

Dr. Herbert Wille als zuständiger Res­
sortinhaber für Land- und Forstwirtschaft 
sowie Umweltschutz erklärte. In abseh­
barer Zeit können die gesetzgeberischen 
Tätigkeiten zur Verabschiedung eines ei­
gentlichen Lärmschutzgesetzes beginnen. 

Lärmproblem vielschichtig 
Mit der Problematik des Lärms und der 

Lärmbekämpfung hat sich die Regierung 
in den achtziger Jahren bereits mehrfach 
beschäftigen müssen. In diesem Zusam­
menhang befasste sie sich im Rahmen der 
Standortbestimmung «Umweltschutz in 
Liechtenstein» mit dem Lärm als Um­
weltproblem und gab dem Landtag einen 
weiteren Bericht aufgrund eines FBP-
Postulates ab. Darin gibt die Regierung 
zu verstehen, dass es sich beim Lärm um 
eine vielschichtige Problematik handle, 
die vor allem drei Aspekte aufweise: Ein­
mal die Schallerzeugung an der Quelle, 
zum zweiten die Schallfortpflanzung auf 
dem Ausbreitungsweg und schliesslich 
die Aufnahme des Schalls beim Empfän­
ger und seine subjektive Beurteilung als 
Lärm. Nach diesem Bericht befürwortet 
die Regierung die Lärmbekämpfung an 
der Quelle, das Schwergewicht muss nach 
dieser Darstellung auf die Emissionsbe­
grenzung gelegt werden. Die Lärmein­
dämmung kann demnach bei den Fahr­

zeugen, aber auch bei den Verkehrswe­
gen und nicht zuletzt bei den Arbeitsstät­
ten vorgenommen werden. 

Zielvorstellungen der Lärmbekämpfung 
Langfristig erachtet die Regierung ge­

mäss diesem Bericht eine konsequente 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur 
Lärmbekämpfung an der Quelle und 
durch vermehrte bauliche wie auch Ver­
kehrs-, orts- und landesplanerische Mass­
nahmen als unumgänglich. Die Zielvor­
stellungen müssen, so heisst es in den 
Schlussfolgerungen, dahin gehen, den 
Lebensraum so weit vor Lärm und Er­
schütterungen zu entlasten und zu bewah­
ren, dass physische und psychische Schä­
den verhindert werden können. Um si­
chere Werte für die Schutzmassnahmen 
zu erhalten, sind die verschiedenen 
Lärmquellen einzeln zu erfassen, wozu 
ein Lärminventar geschaffen werden 
muss. Für das Hauptstrassennetz wurde 
von der Regierung bereits die Erarbei­
tung einer Lärmschutz- oder Strassenver-
kehrslärmkarte in Auftrag gegeben. 
Ebenso wichtig wie die gesetzlichen Be­
stimmungen erachtet die Regierung je­
doch auch die Anstrengungen zur Infor­
mation der Bevölkerung, zur Motivation 
aller Beteiligten, möglichst zur Vermei­
dung von Lärm beizutragen. 

Uber 1000 neue Arbeitsplätze geschaffen 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktlage 1988 in Liechtenstein - Zahl der Grenzgängerstieg um 12,5 Prozent 

Im Jahre 1988 wurden über 1000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen, das entspricht 
einer Zunahme um ca. .6 % (1987: 
6,0 %). Insgesamt beschäftigte die liech­
tensteinische Wirtschaft per Ende De­
zember etwa 19 200 (18 108) Arbeitskräf­
te. Diese Ausweitung des Arbeitsplatzan­
gebotes war nur durch eine verstärkte 
Einstellung von Grenzgängern möglich, 
deren Zahl per 31. Dezember 1988 gegen­
über dem Vorjahr um 12,5 % auf 6395 
(5687) Personen zugenommen hat. Die 
Zahl der in Liechtenstein wohnhaften 
und erwerbstätigen Ausländer erhöhte 
sich auf5090 (4976) Personen. Etwa 40 % 
(41,4 %) der Arbeitsplätze sind von 
Liechtensteinern besetzt, 60 % von Aus­
ländem, wie dem gestern veröffentlichten 
Bericht des Amtes für Volkswirtschaft 
zur Wirtschaftslage 1988 zu entnehmen 
ist. 

Aufgrund der guten Konjunkturlage 
blieb 1988 die Arbeitslosenquote stabil 
.auf 0,1 %. Im Monatsdurchschnitt waren 
.21 Ganzarbeitslose (1987: 16) registriert. 
!Davon hatten durchschnittlich 12 (10) 

Anspruch auf Arbeitslosenentschädi­
gung. Ende Dezember waren noch 19 
(17) Ganzarbeitslose vorgemerkt, davon 
13 (10) Anspruchsberechtigte. 

Etwas mehr Teilarbeitslose 
Der Umfang der wirtschaftlich beding­

ten Teilarbeitslosigkeit (Kurzarbeit) hat 
sich mit durchschnittlich 16 Teilarbeitslo-
sen in den Monaten Januar bis April ge­
genüber dem Vorjahr etwas ausgeweitet. 
(Im Jahre 1987 waren in den Monaten 
Januar, Februar, März und Dezember 
durchschnittlich 8 Personen von Kurzar­
beit betroffen). Während des .ersten 
Quartals und im Dezember 1988 waren 
zudem 67 (1987: 140) Arbeitnehmer in­
folge witterungsbedingter Ärbeitsausfälle 
im Baugewerbe teilärbeitslos. 

Bei der Arbeitsvermittlungsstelle des 
Amtes für Volkswirtschaft sind im Be­
richtsjahr 19,7 % weniger Stellensuchen-
de vorstellig geworden. Die Zahl der von 
.den Arbeitgebern gemeldeten Stellen er­
höhte sich um 10,2 %. Neben den 19 
.Ganzarbeitslosen waren der Arbeitsver­

mittlungsstelle per Ende Jahr 59 (1987: 
101) Stellensuchende und 96 (63) offene 
Stellen gemeldet. Während des Jahres 
hat die Arbeitsvermittlungsstelle jedem 
dritten Stellensuchenden eine Stelle ver­
mitteln können. 
. Mangel an Fachkräften 

Im Monatsdurchschnitt - bezogen je­
weils auf den Stand Ende Monat - waren 

: neben 21 Ganzarbeitslosen (1987: 16) 82 
(105) sonstige Stellensuchende zu ver­
zeichnen' Der Anteil der stellensuchen­
den Männer betrug 52,4 % (56,1 %). Die 
Quote der Frauen auf Arbeitssuche belief 
sich auf 47,6 % (43,9 %). Im Monats-

' durchschnitt wurden 106 (96) offene Stel­
len gemeldet. Aufgrund der guten Kon­
junkturlage, ist ein deutlicher Mangel an 
Fachkräften festzustellen. Die Unterneh-
men beklagen sich über grosse Schwierig-

. keiten bei der Rekrutierung qualifizierten 

.Personal. ' 
(Weitere Einzelheiten zur Wirtschaftsla­

g e  1988 in Liechtenstein erfahren Sie im 
.Wirtschaftsteil a u f  Seite 17 der heutigen 
Ausgabe). 

BIO Personen an 
Schulen im Ausland 

(pafl) - Zur Sicherung von1 Ausbil­
dungsplätzen für junge Liechtensteinerin­
nen und Liechtensteiner hat die Regie­
rung zahlreiche Vereinbarungen und 
Verträge mit ausländischen Schulen ab­
geschlossen. In einer Information an den 
Landtag hat die Regierung die wichtig­
sten Abkommen von 1968 bis heute auf­
gelistet. Gemäss dieser Aufstellung wer­
den in den 34 erfassten ausländischen Bil­
dungsanstalten im Schul- beziehungswei­
se Studienjahr 1988/89 1310 Personen aus 
Liechtenstein ausgebildet. Im Rahmen 
dieser Ausbildungsplatzsicherung leistet 
Liechtenstein an ausländischen Bildungs­
anstalten jährliche Betriebskostenbeiträ­
ge oder Kostenanteile pro Schüler/-in be­
ziehungsweise Studienplatz. Im vergan­
genen Jahr hat das Land an ausländischen 
Schulen, einschliesslich der kaufmänni­
schen und gewerblichen Berufsschulen 
sowie der Hochschulen, Beiträge von ins­
gesamt Fr. 8 137 000 - entrichtet. 

HIGA eröffnet 
Chur (spk) Am Freitag ist in Chur die 

33. Handels-, Industrie- und Gewerbe­
aussteilung (Higa) eröffnet worden. 270 
Aussteller präsentieren auf einer Fläche 
von 10 000 Quadratmetern ihre Produkte 
und Dienstleistungen. Seit 1957 besuch^ 
ten 1,6 Mio Konsumenten diese Lei­
stungsschau des Bündner Gewerbes. 

Für die diesjährige Higa wurde zusätz­
licher Ausstellungsraum geschaffen. Ein 
alter Schafstall auf der Südseite der 
Markthalle wurde abgebrochen und ein 
Anbau erstellt. Damit konnte die tradi­
tionelle Viehschau, die jedes Jahr statt­
findet, wesentlich vergrösseert werden. 

Neben der Viehschau wirbt die Aus­
stellung mit weiteren fünf Sonderschauen 
um Besucher: Die Rhätische Bahn (RhB) 
stellt sich unter dem Titel «Am richtige 
Gleis» aus Anlass des 100jährigen Jubk 
Iäums ihren Benützern vor. Die Sektion 
Graubünden des Autogewerbeverbandes 
präsentiert «Autoberufe der Zukunft». 

Die Sonderschau «Im richtigen Licht» 
informiert über die Arbeit der Fotogra­
fen, die in der «Color Art Photo Interna­
tional» zusammengeschlossen sind. Ra­
dio DRS ist mit dem Regionalstudio Ost­
schweiz vertreten, und die Fernmelde­
kreisdirektion Chur informiert über «Te­
lekommunikation von heute, keine Gren­
zen - keine Distanzen». Die Higa ist bis 
am 7. Mai geöffnet. Erwartet werden 
rund 100 000 Besucher. 

Bekämpfung der 
Tuberkulose: Konzept 

(pafl) - Die Regierung hat zur Neube­
arbeitung des Konzepts zur Tuberkulose­
bekämpfung aus dem Jahre 1982 eine 
Fachkommission bestellt, die sich insbe­
sondere mit der Frage der Weiterführung 
öffentlicher Schirmbildaktionen bezie­
hungsweise der Schirmbilduntersuchung 
von Lehrpersonen beschäftigen wird. Der 
Kommission gehören die folgenden Mit­
glieder an: Dr. med. Oskar Ospelt, Trie-
sen (Koordinator), Dr. med. V. Hägi, 
Chefarzt Höhenklinik Walenstadt-Berg, 
Gerd Janssen, Sozial- und Präventivme­
dizinische Dienststelle sowie Dr. med* 
Anton Wille, Balzers. 
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